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35/J 

der Abgeordneten IC a n d u tEle h und Genossen' 

an den Bundesminister für soziale Verwaltung. 

betreffend die Erhöl?-ung dar Altr~nten. 

-,- ... 

25. Juli 1956 

Schon bei der Vera.bschiedung des ASVG.hat die Ftaktion der WdU mit aller 

En:hchledenhei t darauf hingewiesen. daß die N'iehterhöhUl'lg der sogenannten Al t­

renten einer der ärgsten Schönheitsfehler dieses Gesetzeswerkes sei, von dom 

seine Initiatoren verlangten, daß es eine umfassende Lijsung aller mit der 

Sozialversicherung zusammenhängenden Probleme darstellen sollte. Die Aufbes·· 

serung der niedersten Sozialrenten ~urch das System der Richtsätze auf 460 S 

hat sieh nicht bewährt. Auf der einen Seite ist den ohnehin schwer ringenden 

Gemeinden elne neue erhebliche finanzielle Belastung auterlegt worden, auf 

der anderen Seite führt die Prüfung der Bednrftigkeit nach den fUrsorgerecht­

lichen Bestlmmungen zu ungleichmäßiger Behandlung der Sozialrentner und zu 
sozialen Härten. 

Die Fraktion der Anfrageste11er hat bei der Verabschiedung des ASVG.bean­

tragt, die :Richts1ttze auf 560 S zu erhöhen, was zusammen mit der WQhnungs­

beihilfe von 30 S die Kindesthöhe der Renten a~ das effektive Existenzminimu~ 

herangeführt hätte. Die tina~ie11e Bedec~ sollte durch eine Re~undierUng 

. des hietür notw&nd~en Betrages aus dem Bundespräzipuum an die Gemeinden er­

folgen. Die seit dem Inkrafttreten des ASVG. gemachten Erfahrungen gebieten aber 

die einzig nchtige Lösung des finanziellen Problems d.er Rentenverbesserung, 

dle nämlich, daß der Dund unter Entlastung der Gemeinden den gesamten Zusehuß 

an die Pens10nsversicherungsträger leistet, der hiefür notwendig ist. 

Im Zusammenhange mit der Xilchpreisregelung ist die Abgeltung dar vom 

Konsumenten zu tragenden Erhöhung ~ die Rentenbezieher von der SPÖ-Fraktion 

angeregt. jedooh nicht beantragt worden~ Unter Z'lgl'Undelegung des durchschnitt­

lichen Milchverbrauchsvon V2 Liter pro Kopf der Bevölkerung beträgt die 

finanzielle Mehrbelastung 1m Jahr 14.60 S. Es ist kaum anzunehmen., daß jen1..c,ncl 

glaubt, den Rentnern mit einer Erhöhung ihrer Rente von 14.60 S ernsthaft zu 

helfen, z~l nach den Berechnungen des Institutes für Wirtschaftsforsohung 
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die Erhöhung der Lebenshaltungskosten in den ersten vier Monaten,des 

heurigen Ja:hres allein 3,9% aus~oht9 Viährend bei den in BeschäftigUng 

stehenden Arbeitern und l .. nge~tellten gewisse, wenn auch bescheidene 'LohnM' 

erhöhungen eintreten, sind die Pensionsbezieher jeder Teuerung hilflos 

c,>:u~g~liefert. Die Ffa,ktiö~1de:r a.nfr~estellen"d;enAbgeordnet~li ;i.$.t Mh~;f 

der Meinung, aaß die 'Verb~ss-e:rUng! dar niedrigen Altrenten, die 'a:ucb ein; 

Wahlversprechen der Regierungsparteien war, durch die Bereitstellung aus­

reichender Mittel im BundesvoJ:'",nsol'.llag 1957 eine dringliche Verpflichtung 

des Parlaments und der :Regierung darstellt. 

Die unterzeiohneten Abg~ordneten stellen daher an den Herrn .Buildes-
I ' , 

minister fUr soziale Verwaltung die 

Anfra.ge 

Ist der Herr Bundesminister bereit ,bei der Erstellung des Bundes-
, -

vOJ;'ansoh.lage l1l 1957 a.lles zu Ulltcrnehmen, um eine Erhöh~ der niederen , \ . - , . 

. tl.ltrenten auf mindes~el'ls j~-:fl.e Hö~e ~u erreichen, die die WdU-Abgeordneten 

b~i de~' Vez"abschiedung des ASVG:. bea.ntragt haben? 
" ", ' ,' .. 
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